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Claus Leggewie

Timothy Garton Ash 

Lange nicht mehr hat ein Redebeitrag zur Religion so hohe 
Wellen geschlagen wie der Vortrag, den der Schriftsteller 
Martin Mosebach zum Thema „Wagnis Blasphemie“ im Kultur-
wissenschaftlichen Institut Essen (KWI) gehalten hat. Bereits 
dort erntete er einige Kritik, aber auch Zustimmung, die baldi-
ge Veröffentlichung in überregionalen Tageszeitungen löste 
dann eine tief schürfende Debatte in fast allen deutschen 
Qualitätszeitungen aus, die in diesem Band in Auszügen do-
kumentiert ist.

Anlass und Anregung zu der Debatte über freie Rede in mul-
tireligiösen Gesellschaften und in einer multikulturellen Welt 
bot die erste Käte Hamburger Lecture unseres englischen 
Kollegen Timothy Garton Ash, der im Jahr 2012 von Oxford 
aus mit einem multilingualen Team die Webseite freespeech-
debate.com ins Leben gerufen hatte.1 Das noch laufende Ex-
periment, in freier Rede über freie Rede in einen weltweiten 
Dialog einzutreten, ist gelungen – und es betrifft zwei nicht 
immer einfach zu vereinbarende Grundrechte auf Meinungs-
freiheit und freie Religionsausübung. Dass über die Grenzen 
der Meinungsfreiheit an den Glaubensüberzeugungen von 
Menschen kein leichter Konsens zu erzielen ist, gehört zur Aus-
übung dieser Grundrechte. Wer wie das KWI und das Centre 
for Global Cooperation Research (GCR21) über kulturelle 
Grundlagen globaler Kooperation nachdenkt, ist gut beraten, 
mit dieser basalen Voraussetzung zu beginnen.
Weil Ash und Mosebach eine über den Tag hinausreichende 
Kontroverse angestoßen haben, möchten wir diese interdis-
ziplinäre Debatte des (GCR21) zwischen Sozialwissenschaft-
lern, Juristen, Schriftstellern, Journalisten, Theologen und  
Philosophen einem breiteren Publikum zugänglich machen. 
Wir danken den Autoren und den Mitarbeitern des GCR21 für 
die Mitwirkung an diesem Band, der weitere Überlegungen 
und Kontroversen anstoßen möge.

Claus Leggewie, im Juli 2013

1 �Eine Dokumentation der Lecture 
und des Workshops ist online 
abrufbar unter: http://www.
gcr21.org/de/veranstaltungen/
kaete-hamburger-lecture/mehr-
zu-1-kaete-hamburger-lecture-
mit-timothy-garton-ash/

Vorwort
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Vom Wert des Verbietens
Martin Mosebach

Vom Wert des Verbietens
Von Martin Mosebach
Erstveröffentlichung:  
Frankfurter Rundschau,  
18. Juni 2012 

8

Abgesehen vom Propheten Mohammed, ist Gotteslästerliches 
in der Kunst nicht umstritten - teilweise gar salonfähig. Warum 
es der Kunst und dem sozialen Klima dient, wenn Blasphemie 
wieder strafbar ist. Ein Essay. 

Muss der deutsche Staat ein genuines Interesse daran haben, 
Blasphemie in der Kunst und der veröffentlichten Meinung 
zu verbieten und dieses Verbot mit Strafe zu bewehren? Man 
könnte sich auf den Standpunkt stellen, dass der säkulare 
Staat, der sich den Religionen und Antireligionen seiner Bür-
ger gegenüber neutral verhält, in der Frage der Blasphemie 
zum Schweigen verurteilt ist. Sie existiert für ihn nicht; eben-
so wenig wie er einen Streit übers Wetter mit Beschimpfungen 
von Sonne und Mond sanktionieren könnte – bei Beschimpfung 
der Meteorologen freilich wäre zu beachten, dass die Grenze 
zu Beleidigung und Verleumdung nicht überschritten wäre.

Zu fragen ist aber, ob die Bundesrepublik Deutschland ein 
solcher weltanschaulich neutraler Staat ist. Betrachtet man 
das Grundgesetz, so ist die Antwort einfach: Das Grundgesetz 
ist seiner Präambel nach „im Bewusstsein der Verantwortung 
vor Gott und den Menschen“ formuliert worden – die Frage, an 
welchen Gott die Väter und Mütter dieses Verfassungswerks 
gedacht haben mögen, ist ebenfalls leicht zu beantworten: Es 
war der Gott des Christentums, an einen anderen dürfte man 
Ende der 1940er Jahre schwerlich gedacht haben.

Es ist hier nicht der Raum, ideengeschichtlich detailliert 
auszubreiten, in welcher Weise die Prinzipien des freiheitli-
chen Rechtsstaates, der die Bundesrepublik sein will, aus den 
Geboten des Christentums und in Auseinandersetzung mit  
ihnen auch da hervorgegangen sind, wo sie sich in scheinbarem  
Gegensatz zum Christentum befinden wollten. Allein schon 
Artikel 1, die Menschenwürde betreffend, ist ohne christliche 
Inspiration nicht vorstellbar. Gerade die Unverlierbarkeit der 
Würde – ihr character indelebilis – ist christliches Eigengut.

Die berühmte Böckenförde-Formel, der bürgerlich-liberale 
Staat beruhe auf Voraussetzungen, die er weder schaffen noch 
garantieren könne, hat im Auge, dass auch die Bundesrepublik 
nicht fix und fertig aus dem Haupt des Zeus gesprungen ist, son-
dern auf Voraussetzungen ruht, die in anderen Zusammenhän-
gen entstanden sind. Diese nicht von der Bundesrepublik und 
ihren Gesetzgebern geschaffenen Voraussetzungen, die aber 
dennoch in das Fundament des Staatsgebäudes eingemauert 
sind, müssten – solange dies Grundgesetz gelten soll – im 
Grunde unter dem besonderen Schutz des Staates stehen.  
Er hat ein Interesse, dass sein Grundgesetz nicht geistig aus-
gehöhlt wird und in Leerformeln austrocknet, sondern von 
lebendiger Realität bleibt. Hier läge eine Pflicht des Staates 
begründet, jenen Gott, auf dessen Geboten er seine sittli-
che Ordnung aufbauen will, vor Schmähung zu bewahren,  
die dieser sittlichen Ordnung auf Dauer den Respekt entzie-
hen würde.

Dem steht nicht entgegen, dass im gesellschaftlichen 
Wandel der letzten Jahrzehnte der Gedanke an die religiöse 
Bindung des Grundgesetzes gelinde gesagt beeinträchtigt 
worden ist – käme es zu der vom Grundgesetz geforderten 
Verfassung, so ist durchaus fraglich, ob es in ihr diese Anru-
fung Gottes noch geben würde. Die Frage ist aber hypothetisch: 
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Es wird auf lange Sicht keine neue Verfassung geben. Alle 
wesentlichen politischen Kräfte sind sich hierin einig.

Aber auch für den weltanschaulich strikt neutralen Staat 
könnte sich die Notwendigkeit einer Bekämpfung der Blas-
phemie ergeben, wenn die staatliche Ordnung durch sie ge-
fährdet wird. Das kann geschehen, wenn eine größere Gruppe 
von Gläubigen sich durch die Blasphemie in ihren religiösen 
Überzeugungen so verletzt fühlt, dass ihre Empörung zu einem 
öffentlichen Problem wird. Diese Frage berührt eine Grundla-
ge aller Staatlichkeit: das Gewaltmonopol des Staates. Dieses 
Monopol beruht auf der Relation von Schutz und Gehorsam: 
Der Bürger tritt die gewaltsame Verfolgung seiner Ehre und 
seiner Rechte an den Staat ab, er leistet dem Gewaltverbot 
Gehorsam und erhält dafür den Schutz des Staates. Wenn eine 
hinreichend große Gruppe sich in ihrer religiösen Überzeu-
gung nicht mehr vom Staat beschützt sieht, dann gerät diese 
Relation in Gefahr.

Dies schien für lange Zeit nur eine theoretische Frage zu 
sein. Die Christen Deutschlands hatten in ihrer überwältigen-
den Mehrheit das Interesse an religiösen Problemen verloren; 
was gern Toleranz genannt wird, ist zum größten Teil nichts 
als die schlichte Indifferenz. Die Darstellung der christlichen 
Religion in Schule und Medien legte vor allem Wert darauf, das 
Christentum als gewaltträchtige, friedensbedrohende Ideolo-
gie darzustellen; Baudelaires Wort, Voltaire sei der „prédicateur 
des concierges“, der Prediger für die Hausmeister, dieses Wort 
trifft auch für jene geistigen Milieus der Bundesrepublik zu, 
in denen der Name Voltaire nie vernommen wurde. Heute ist 
in der Öffentlichkeit die Meinung mehrheitsfähig, die Christen 
seien geradezu dazu verpflichtet, die Schmähung ihres Glau-
bens klaglos hinzunehmen. Atheisten mit lückenhafter Bibel-
kenntnis fordern Christen angesichts einer Blasphemie dazu 
auf, nach dem Gebot ihres Meisters „auch die andere Wange 
hinzuhalten“.

Aber auch auf der christlichen Seite gibt es ohnehin keinen 
Protest. Auch Bischöfe blicken verlegen zur Seite, wenn von 
Blasphemie die Rede ist, sie wollen sie bloß nicht wahrneh-
men, um nicht Stellung beziehen zu müssen.

Doch seitdem in Deutschland eine starke islamische Mi-
norität lebt, ist plötzlich wieder Musik in die Sache gekommen. 
Unversehens sehen sich Integrationsbefürworter in den 
deutschen Parteien mit Menschen konfrontiert, die in Hinsicht 
Blasphemie keinen Spaß verstehen. Sie sehen in der Forderung 
nach Toleranz vor allem eine Forderung an die Nicht-Muslime 
in Deutschland, den islamischen Glauben zu respektieren 
und mit der Ehrfurcht zu behandeln, die ihm auch von jenen  
zukomme, die ihn nicht teilen. In England forderte die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung das Verbot des 
Films „Die letzte Versuchung Jesu Christi“ von Martin Scor-
sese nach islamischen Massendemonstrationen gegen die 
Verunglimpfung des Propheten Isa. Aber auch in Deutschland 
dürfte eine strafrechtliche Ächtung der Blasphemie vor dem 
Hintergrund eines wachsenden deutschen Islam wieder Be-
deutung bekommen.

Ist die Drohung von Zensur und Strafe im Fall der Blasphe-
mie eine Bedrohung der Kunst? Die Bundesrepublik hat im 

Gegensatz zu anderen europäischen Ländern neben der Ga-
rantie der Meinungs- und Pressefreiheit in dem Grundgesetz 
auch eine „Freiheit der Kunst“ verankern wollen – eine Garantie, 
die vielen Juristen fragwürdig erscheint, weil diese Freiheit 
durch Meinungs- und Pressefreiheit eigentlich genügend ab-
gesichert sei und weil die Inanspruchnahme dieser Freiheit 
vom Gericht stets die Prüfung verlange, ob es sich bei dem 
streitigen Fall um ein Kunstwerk handle, eine Frage, die in un-
serer geistesgeschichtlichen Situation ein Gericht nicht mehr 
beantworten kann.

Es sei erlaubt, einmal nicht juristisch, sondern vom Stand-
punkt des Künstlers aus zu argumentieren. Entgegen der 
Forderung nach unbedingter Freiheit, die Künstler gern  
beanspruchen, ist in der Geschichte der Kunst die Beschrän-
kung dieser Freiheit der Entstehung von Kunst höchst  
förderlich gewesen. Nicht alles aussprechen zu dürfen, von  
rigiden Regeln umstellt zu sein, hat auf die Phantasie der Künst-
ler überaus anregend gewirkt und sie zu den kühnsten Lösun-
gen inspiriert; berühmt ist die Devise „Die Zensur verfeinert 
den Stil“ oder die Maxime des wahrhaft zensurerfahrenen Karl 
Kraus: „Ein Satz, den der Zensor versteht, wird zurecht verboten.“

Heute ist Blasphemie, wenn sie sich nicht gegen den Prophe-
ten Mohammed richtet, vollständig risikolos. Die Versuche, 
sich blasphemisch zu übertrumpfen – die geheime Hoffnung 
bleibt dabei stets spürbar, es könne doch noch, gegen alle 
Erfahrung, zu einem Skandal oder einem erfolgsfördernden 
Verbot kommen – laufen ins Leere, die Vulgarität bekommt 
einen besonders schalen Beigeschmack, weil sie sich in ihrem 
Rechthaben und ihrem Anspruch, geduldet zu werden, in der 
abstoßendsten Weise vor dem Publikum spreizt.

Von Jean Jacques Rousseau wird überliefert, er habe sich eines 
Tages in einer Runde blasphemisch spottender Libertins befun-
den und habe die Herren mit folgenden Worten zum Schweigen 
gebracht: „Wenn es schon niederträchtig ist, zu schweigen, 
wenn über abwesende Freunde schlecht gesprochen wird, um 
wie viel schäbiger ist es, zu schweigen, wenn das über Gott 
geschieht, der doch anwesend ist.“ Hier wird der Ernst sicht-
bar, der dem Thema Blasphemie angemessen ist. Blasphemie 
als lässige Attitüde oder als kalkulierte Spielerei ist billig und 
feige, ihr künstlerischer Ertrag bleibt dementsprechend gering. 
Es ist wahrscheinlich hoffnungslos, in der Gegenwart an den 
Geschmack von Künstlern zu appellieren, die es nach Blasphe-
mie gelüstet: an die instinktive Abneigung, Wehrlose zu ver-
letzen, durch weit geöffnete Türen zu rennen und dabei ein 
Siegesgeheul auszustoßen, sich in einer abgestumpften und 
gelangweilten Umgebung aufzuführen, als habe man soeben 
den Scheiterhaufen der Inquisition riskiert. In diesem Zusam-
menhang will ich nicht verhehlen, dass ich unfähig bin, mich zu 
empören, wenn in ihrem Glauben beleidigte Muslime blasphe-
mischen Künstlern – wenn wir sie einmal so nennen wollen – 
einen gewaltigen Schrecken einjagen. Ich begrüße es, wenn 
es in unserer Welt wieder Menschen wie Jean Jacques Rousseau 
gibt, für die Gott anwesend ist. Es wird das soziale Klima för-
dern, wenn Blasphemie wieder gefährlich wird. 

Der Anspruch des Künstlers auf seine Freiheit ist total und 
duldet nicht die geringste Einschränkung. Aber dieser Anspruch 
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richtet sich nicht gegen Staat und Gesellschaft, er richtet 
sich gegen den Künstler selbst. Was er bekämpfen muss, ist 
die Schere im eigenen Kopf, jede Bereitschaft, sich den Er-
wartungen der Gesellschaft anzudienen, seine Gedanken 
modisch zu frisieren, gefallen zu wollen, den gängigen Strö-
mungen zu entsprechen, den consensus omnium nicht zu ver-
lassen. Er muss schreiben, was ihm die Engel oder die Teufel, 
die Musen oder die Dämonen, sein Unbewusstes und seine 
Träume ins Ohr blasen und diktieren. Aber dafür gilt: Freiheit 
ist für ihn nicht ein Recht oder ein Bündel von Rechten. Freiheit 
ist eine Eigenschaft seiner Person, die sie in einem Leben der 
Selbstüberprüfung erworben hat. Es kann sehr wohl eintre-
ten, dass diese Freiheit mit den Auffassungen der Gesellschaft 
kollidiert. Es kann eintreten, dass der Künstler für diese seine 
Freiheit einen hohen Preis zu bezahlen hat. 

Ich bin davon überzeugt, dass der wirklich freie Künstler 
diesen Preis gern bezahlt. Für ihn ist selbstverständlich: Ge-
sellschaftliche Ordnung und persönliche Freiheit lassen sich 
nicht immer in Übereinstimmung bringen. Das Gesetz kann 
nicht jeden Lebenssachverhalt regeln. Es gibt Kollisionen, die 
Ergebnisse unaufhebbarer Konflikte sind. Es gehört zum Stolz 
und zur Ehre eines Künstlers, dass er den Zusammenstoß mit 
der Rechtsordnung, wenn er sich aus seiner Kunst notwendig 
ergibt, nicht bejammert und nicht nach dem Kadi ruft. Der 
Künstler, der in sich den Ruf fühlt, eine gesellschaftliche Kon-
vention, den Glauben derjenigen, für die Gott anwesend ist 
oder auch ein Gesetz für seine Kunst verletzen zu müssen, der 
ist – davon bin ich überzeugt – dazu verpflichtet, diesem Ruf 
zu folgen. Die daraus entstehenden Unkosten wird er generös 
begleichen, auch wenn sie seine Existenz gefährden. 

Die Risiken, die er mit seinem Regelverstoß eingeht, wer-
den ihn aber zugleich vor der Leichtfertigkeit im Umgang mit 
ihm bewahren. Er wird sich bei seiner Arbeit fragen: Ist diese 
blasphemische Passage, dies blasphemische Element wirk-
lich notwendig, ist es ein unersetzbarer Teil meines Werks – 
oder nur Schnörkel, Laune oder Ungezogenheit? Muss ich 
dieses Wagnis eingehen, wenn ich mich weiter im Spiegel an-
schauen können will?

Und diese Fragen werden dem Werk zugute kommen. Und 
einem auf diese Weise zustande gekommenen Werk werden 
ernsthafte Gläubige einen vielleicht widerwilligen Respekt 
nicht versagen.

Vor kurzem hat der Schriftsteller Martin Mosebach einen Bei-
trag über eine etwaige Strafbarkeit der Blasphemie publiziert. 
Dieser ist in der veröffentlichten Meinung auf vollständige 
Ablehnung gestoßen. Was die Empörung über Martin Mose-
bach mit dem Verbot der Beschneidung zu tun hat. 

Mut ist in den öffentlichen Debatten zu einer Kategorie 
geworden, die das Gegenteil besagt. Wer die Ressentiments 
ausspricht, die ohnehin von den meisten gehegt werden, wer 
gegen Migranten, Hartz-IV-Empfänger, Flüchtlinge, Sinti und 
Roma, wahlweise den Islam oder den Staat Israel, vormals die 
Osteuropäer, neuerdings eher die Griechen, und seit jeher ge-
gen das europäische Projekt polemisiert, wer Pauschalurteile 
scheinbar empirisch mit zurechtfrisierten Statistiken belegt, 
dem Nationalismus zuarbeitet und ganze Bevölkerungsgrup-
pen zur Bedrohung erklärt, der hat nicht nur beste Aussichten, 
von den beiden größten Medienkonzernen des Landes vermark-
tet und, obschon mit zwangskritischem Einschlag, auch vom 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk prominent ins Bild gerückt 
zu werden - wer all dies tut, dem sind nicht nur hohe Auflagen, 
überfüllte Lesungen, sprudelnde Tantiemen und die vielen  
lobenden Zuschriften sicher, die beinah schon rituell den 
Nörglern entgegenhalten werden, die mit der jeweiligen Sa-
che akademisch befasst sind.

Nein, wer als Sprachrohr der Mehrheit gegen diese oder jene 
Minderheit hetzt, tut dies stets im Gestus eines Wagnisses. 
Selbst Thilo Sarrazin, der in aller Offenheit auf völkisches Ge-
dankengut rekurriert, mochte der heutige Bundespräsident 
bei allem Widerspruch eines nicht absprechen: den Mut. Aber 
was ist daran mutig, etwas zu schreiben, wofür einem Geld, 
Ruhm und millionenfache Zustimmung sicher sind?

Am 18. Juni hat der Frankfurter Schriftsteller Martin  
Mosebach in der Frankfurter Rundschau (für Berlin: in der 
Berliner Zeitung) einen Beitrag über eine etwaige Strafbar-
keit der Blasphemie publiziert, der in der veröffentlichten 

Triumpf des 
Vulgärrationalismus
Von Navid Kermani
Erstveröffentlichung:  
SZ, 30.06.2012

Triumph des  
Vulgärrationalismus 
Navid Kermani
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Meinung auf vollständige Ablehnung gestoßen ist. Viele der 
Gegenartikel weiteten die Schmähung auf das gesamte Werk  
Mosebachs aus und bemühten sich unter Herbeizitierung nega-
tiver Rezensionen, den Schriftsteller als solchen unmöglich zu 
machen. Ob Linksintellektuelle wie Ingo Schulze oder Sibylle 
Berg, ob rechtsstehende Foren wie political incorrect oder 
achgut - sie alle kritisieren Mosebach nicht nur, sondern spre-
chen ihm die publizistische Satisfaktionsfähigkeit ab.

Scrollt man dann im Internet die Leserkommentare unter 
den Artikeln herunter, die den angeblichen Provokateuren der 
politischen Korrektheit sonst zuverlässig Beistand leisten, stei-
gert sich die Verurteilung Mosebachs rasch zur Beleidigung 
und zu regelrechten Hasstiraden. Dass aus den Kirchen keine Zu-
stimmung kommt, wenn jemand auf den Schutz religiöser Gefühle 
abhebt, versteht sich beinah von selbst. Aber selbst die konserva-
tiven Verbände der Muslime schweigen, denen der Schriftsteller 
doch aus dem Herzen gesprochen haben müsste. Hier wäre das 
Attribut des Muts tatsächlich einmal angebracht: Für die religiös 
entleerte Öffentlichkeit scheint es kaum Blasphemischeres zu 
geben, als das Recht auf Blasphemie infrage zu stellen.

Nun fordert Mosebachs Beitrag tatsächlich zum Widerspruch 
auf. Das Mitgefühl mit empörten Muslimen, “die blasphe-
mischen Künstlern - wenn wir es einmal so nennen wollen - 
einen gewaltigen Schrecken einjagen”, ist schwer erträglich, 
wenn gleichzeitig in Deutschland ein Rapper nach Mordauf-
rufen iranischer Ajatollahs um sein Leben fürchtet (siehe SZ 
vom 29. Juni). Die Vorstellung, dass die Beschränkung ihrer 
Freiheit der Kunst gerade förderlich sei, mag historisch zu  
belegen oder genieästhetischer Kitsch sein - daraus den  
Wunsch nach Unfreiheit abzuleiten, wäre nicht nur politisch fatal,  
sondern degradierte den ästhetischen Vorgang zu einem  
masochistischen Akt.

Vor allem jedoch gibt es eine Reihe von guten und übri-
gens auch religiösen Gründen, warum Blasphemie keine  
Angelegenheit des Strafgesetzes sein sollte. Die Geschichte 
des Christentums oder die Gegenwart Irans führen anschaulich 
vor, dass diejenigen, die andere als Gotteslästerer verur- 
teilen, sehr selten spirituell und sehr häufig politisch  
motiviert sind.

Aber fordert Mosebach überhaupt eine Verschärfung des 
Blasphemiegesetzes, wie es allerorten entsetzt heißt? Die  
entsprechenden Sätze seines Artikels sind durchweg im Kon-
junktiv formuliert - als eine Möglichkeit, ein Gedankenspiel. Im 
Kontrast zu dem Bild eines dumpfen Reaktionärs, das jetzt von 
ihm gezeichnet wird, ist Mosebach einer der ganz wenigen welt-
läufigen unter den deutschen Gegenwartsschriftstellern. Seine 
Beschreibungen fremder und gerade auch hierzulande gering 
geschätzter Kulturen suchen ihresgleichen in ihrer Einfühlsam-
keit und dem Respekt vor dem Andersartigen. Mosebach ist viel 
zu erfahren, um angesichts der religionsfeindlichen Stimmung 
in der Gesellschaft, die er ausführlich genug beklagt, und der 
politischen Mehrheiten selbst innerhalb der Christdemokratie 
nicht zu wissen, dass ein Verbot der Blasphemie in Deutschland 
außerhalb jeder Praktikabilität liegt.

Der eigentliche Punkt seines Beitrags, der allerdings über die 
Ungehörigkeit, die Schmähung des Glaubens für problematisch 

zu halten, undiskutiert blieb, ist der Hinweis auf die Ent-
wertung der Religionskritik dort, wo die Religion selbst als 
tendenziell wertlos oder sogar schädlich angesehen wird. 
Schließlich rechtfertigt Martin Mosebach moralisch wie ästhe-
tisch jene Künstler, die aus einem wahrhaft inneren Antrieb, 
aufgrund einer ernsthaften Auseinandersetzung meinen, „den 
Glauben derjenigen, für die Gott anwesend ist”, beleidigen 
zu müssen. Was ihn umtreibt, ist die “Blasphemie als lässige 
Attitüde oder als kalkulierte Spielerei”.

Wer als Leser, Operngänger oder Theaterbesucher je den 
Kopf geschüttelt hat über die Unkenntnis, die Beliebigkeit 
und vor allem das marktwirtschaftliche Kalkül, mit dem das 
Heilige im Kunstbetrieb verächtlich gemacht wird, kann  
Mosebachs Zorn nicht nur verstehen - er wird ihm schon aus 
ästhetischen Gründen zustimmen. Es ist kein Zufall, dass auf 
dem Podium des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen, 
für das Mosebach seinen Beitrag verfasst hatte, weitgehen-
de Übereinstimmung ausgerechnet mit dem Philosophen Carl 
Hegemann herrschte, der als langjähriger Chefdramaturg 
der Berliner Volksbühne und enger Weggefährte Christoph 
Schlingensiefs oft genug Inszenierungen mitgeprägt hat, die 
im Verdacht des Gotteslästerlichen standen. Und vielleicht 
darf ich an dieser Stelle daran erinnern, dass mir vor drei Jah-
ren selbst vorgeworfen wurde, das Christentum geschmäht zu 
haben. Damals war Martin Mosebach der erste, der mich ge-
gen den Vertreter seiner eigenen Kirche verteidigte.

Aber die frappante Verständnislosigkeit für alles, was sich 
aus anderen als diesseitigen Beweggründen herleitet, ist 
nicht nur ästhetisch verheerend, insofern sie etwa den Zugang 
zu weiten Teilen der menschlichen, damit auch abendländi-
schen und noch modernen deutschen Kunst- und Literaturge-
schichte verbarrikadiert. Die religiöse Unmusikalität, die in 
der Regel mit einer Unkenntnis der je eigenen Tradition ein-
hergeht, wirft auch für den Zusammenhalt der Gesellschaft 
gravierende Probleme auf, solange Gott noch nicht allen Bür-
gern oder Bevölkerungsteilen gleichgültig ist. Denn was gerne 
Indifferenz genannt wird, ist es ja gerade nicht, sondern häufig 
höchst fundamentalistisch gegenüber denen, die die Welt 
nicht so indifferent sehen. Das Urteil des Kölner Landgerichts, 
das die Beschneidung von jüdischen und muslimischen Kin-
dern verbietet, weil sie diese ausschließlich für Körperverlet-
zung hält, ist hierfür das jüngste Beispiel.

Natürlich: Wenn man die Wirklichkeit des Glaubens, der Tra-
dition, der für heilig gehaltenen Schriften, des vorgeschicht-
lichen Rituals und des religiösen Gesetzes einmal außer Acht 
lässt, die Angelegenheit also rein vom Hier und Jetzt, mit der 
Ratio jenes Menschenverstandes betrachtet, der sich selbst 
für gesund hält und dabei auch die Geschichte des Antisemitis-
mus nicht kennt, für die das Verbot der Beschneidung zentral 
ist, kann man, muss man vielleicht sogar in dem hochheiligen 
Akt nur eine Körperverletzung und einen unzulässigen Ein-
griff in die Autonomie eines Kindes sehen.

Wenn ein Gottesgebot nicht mehr als Hokuspokus ist und 
jedweder Ritus sich an dem Anspruch des aktuell herrschenden 
Common Sense messen lassen muss, wird die Anmaßung eines 
deutschen Landgerichts erklärbar, mal eben so im Handstreich 
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viertausend Jahre Religionsgeschichte für obsolet zu erklä-
ren. In einer solchen Logik ist auch die Blasphemie etwa so 
schlimm wie die Beschimpfung einer Wand. Aufklärung ist  
etwas anderes.

Aufklärung, wie sie gerade auch die deutsche Philosophie 
gelehrt hat, würde heißen, die eigene Weltanschauung zu re-
lativieren und also im eigenen Handeln und Reden immer in 
Rechnung zu stellen, dass andere die Welt ganz anders sehen: 
Ich mag an keinen Gott glauben, aber ich nehme Rücksicht  
darauf, dass andere es tun; uns fehlen die Möglichkeiten, letzt-
gültig zu beurteilen, wer im Recht ist. Aufklärung ist nicht nur 
die Herrschaft der Vernunft, sondern zugleich das Einsehen in 
deren Begrenztheit.

Der Vulgärrationalismus hingegen, der sich im Urteil des 
Kölner Landgerichts ausdrückt, setzt den eigenen, also heu-
tigen Verstand absolut. Von dort ist es bekanntlich nicht 
weit zum Biologismus, der eine rein naturwissenschaftliche  
Betrachtung der Schöpfung auf die Gesellschaftsanalyse 
überträgt. Es fällt auf, dass die gleichen rechtsgerichteten 
Foren, die gegen Martin Mosebach wüten, Thilo Sarrazin am 
vehementesten unterstützten. Aber auch von jenen Links-
intellektuellen, die öffentlich gegen ihren Kollegen Stellung 
beziehen, ist nicht bekannt, dass sie sich so prompt auch über 

“Die Abschaffung Deutschlands” erregt hätten. Es hätte aller-
dings auch Mut erfordert, sich mit den Medienkonzernen an-
zulegen, von denen man als Schriftsteller abhängig ist.

Irgendetwas stimmt nicht. Das deutsche Recht und mehr noch 
die deutsche Rechtsprechung muten es dem religiösen Bürger 
zu, dass das, was ihm das Heiligste ist, ungestraft öffentlich 
verhöhnt, lächerlich gemacht und mit Schmutzkübeln über-
gossen werden darf. Dann und wann einmal findet ein Richter, 
es sei irgendwo zu weit gegangen worden, und verhängt eine 
Bewährungsstrafe. In der Regel geschieht das nicht. Vor allem 
nicht mehr, seit nur noch diejenige Beleidigung strafbar ist, 
die den „öffentlichen Frieden gefährdet“.

Das heißt auf Deutsch: Nur noch die mohammedanische Re-
ligion genießt den Schutz des Gesetzes, nicht die christliche. 
Denn Christen reagieren auf Beleidigung nicht mit Gewalt, 
Muslime aber wohl, und keineswegs nur „Islamisten“. Als in 
London vor Jahren der Film „Die letzte Versuchung Jesu“ in 
die Kinos kam, wurde er nach drei Tagen wieder abgesetzt, 
weil Muslime die Theater wissen ließen, dass sie die Beleidi-
gung Jesu, der bekanntlich für den Islam ein Prophet ist, nicht 
hinnehmen würden. Dass die Christen es bei folgenlosen  
Protesten bewenden ließen, konnte bei Muslimen nur stille 
Verachtung auslösen. Den Christen, so folgern sie, ist offen-
bar nichts wirklich heilig.

Die Schlussfolgerung verkennt indessen, dass Christen, der 
Lehre Jesu entsprechend, auf Unrecht, das ihnen geschieht, 
nicht mit Gewalt antworten. Christen haben von jeher dem Staat 
das Gewaltmonopol zuerkannt. Sie haben für die Kaiser gebe-
tet, von denen sie verfolgt wurden, ebenso wie später für die 
christlichen Obrigkeiten. Aber sie haben natürlich auf Schutz 
durch die Staatsgewalt gehofft. Die römischen Behörden 
haben im Übrigen Christen zwar zur Anbetung der Kaiserbil-
der zu zwingen versucht und haben die „Bekenner“ getötet. In 
der Praxis der Verächtlichmachung dessen, was den Christen 
heilig war und wofür sie starben, haben sie sich nie den Grad 
von Niedertracht erlaubt, der heute gang und gäbe ist.

Gewiss, Christen sind nach dem Wort des Apostels Pau-
lus „Fremdlinge in dieser Welt“. Sie sind es auch dort, wo sie 
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Staatsbürger sind. Aber das heißt nicht, dass sie auf ihr Bür-
gertum freiwillig verzichten. Derselbe Paulus hat, wie die  
Apostelgeschichte berichtet, bei Gelegenheit gegenüber einem 
Gefängnisdirektor mit Erfolg auf seinem römischen Bürger-
recht bestanden.

Die Frage lautet: Sollte Religionsbeleidigung überhaupt 
strafbar sein, und wenn ja, warum? Ferner: Worin besteht ei-
gentlich der einschlägige Tatbestand? Und drittens: Sollten 
Strafen für Religionsbeleidigung drakonisch oder hauptsäch-
lich symbolisch sein? Wessen Ehre soll das Gesetz schützen: 
die Ehre Gottes oder die Ehre von Gläubigen? Darüber muss 
zunächst Klarheit herrschen.

Im alttestamentlichen Judentum ebenso wie im heutigen 
Islam geht es um die Ehre Gottes. Gott als höchster Gesetz-
geber wird durch Übertretung seiner Gebote beleidigt. Diese  
Beleidigung muss geahndet werden, und zwar, wo es direkt 
um die Person Gottes geht, durch die höchste Strafe, das heißt 
die Todesstrafe. Das strafende Subjekt ist entweder - wo es 
sich um einen islamischen Staat auf der Grundlage der Scharia 
handelt - der Staat. Wo nicht, da die Umma, die übernationa-
le Gemeinschaft aller Muslime. Es ist eine Theokratie, die den 
Täter, wo immer sie seiner habhaft werden kann, durch jeden 
Muslim ermorden lassen darf. Die barbarischen Exekutionen 
der letzten Jahrzehnte oder die Verhängung der Morddro-
hung gegenüber Schriftstellern sind die logische Konse-
quenz einer solchen Theokratie. Wenn es nämlich überhaupt 
im staatlichen Recht um Gott geht, dessen Ehre strafrechtlich 
zu schützen wäre, so wäre jede geringere als die Höchststrafe 
selbst Gotteslästerung.

Christen verstehen sich als Menschen, denen Gott die höchste 
Wirklichkeit ist, bei der es um Tod und Leben geht. Christsein 
schließt die prinzipielle Bereitschaft ein, das Bekenntnis zu 
Gott und zu Jesus mit dem Tod zu bezahlen - allerdings mit 
dem eigenen Tod, nicht mit dem eines anderen. Darum hat 
der Tatbestand der Blasphemie in unserem Strafrecht keinen 
Platz. Nicht um Gott geht es im säkularen Recht, sondern um 
Menschen, um Menschen allerdings, denen es um Gott geht. 
Gott braucht nicht geschützt werden. Er ist es, der schützt. 
Geschützt werden aber müssen Menschen, denen es um Gott 
geht, Menschen, die an Gott glauben. Sie sind es, die durch Re-
ligionsbeleidigung beleidigt werden, und zwar schwerer und 
tiefer als durch Beleidigung ihrer eigenen Person.

Gott ist ihnen heilig. Ein Staat, der seine Bürger nicht ge-
gen die Verunglimpfung dessen, was ihnen das Heiligste ist, 
schützt, kann nicht verlangen, dass diese Menschen sich als 
Bürger ihres Gemeinwesens fühlen. Wenn es sich um Christen 
handelt, so bleiben sie loyale Untertanen, aber nicht mehr. 
Wem die Beleidigung der Religion so wichtig ist, dass er den 
Preis des Vorbestraftseins dafür zu zahlen bereit ist, soll ihn 
auch zahlen. Und was die Höhe betrifft, so müsste sie etwa 
das Doppelte dessen betragen, was auf Beleidigung von Men-
schen steht, nicht mehr, aber auch nicht weniger.

Die Crux der Strafen für Religionsbeleidigung liegt seit je 
in der Schwierigkeit, den Tatbestand eindeutig zu definieren. 
Es ist klar, dass es sich nicht um ein Offizialdelikt handeln 
kann, bei dem es nicht darauf ankommt, ob irgendjemand sich 

wirklich beleidigt fühlt. Es bedarf eines Klägers. Aber das Ge-
fühl eines Klägers, beleidigt worden zu sein, kann wiederum 
nicht der alleinige Maßstab sein, weil damit absurde Emp-
findlichkeit honoriert würde. Man wird hier nicht auskommen 
ohne einen Spielraum richterlichen Ermessens. Aber das gilt 
schließlich für jede Beleidigung. Auch hier muss der Richter 
beurteilen, ob jemand sich zu Recht beleidigt fühlt oder nicht. 
Und das funktioniert ja auch in der Regel. Es müsste eben auch 
auf Religionsbeleidigung Anwendung finden.

Wir haben trotz der Religionsneutralität des säkularen Staa-
tes ein Ereignis, dem eine Sakralität zuerkannt wird wie dem 
Kreuzestod Jesu. Stellen wir uns vor, es erschiene irgendwo 
das Bild einer Gaskammer mit der Überschrift „Arbeit macht 
frei“, in der sich zahllose halbtote Frösche befänden. Niemand 
würde hier bestreiten, dass das Beleidigtsein von Menschen 
objektiv gerechtfertigt ist. Die Leugnung des Mordes an sechs 
Millionen Juden sollte zwar so wenig strafbar sein wie die 
Leugnung des Kreuzestodes Jesu zum Beispiel im Koran. Sie 
ist einfach eine falsche Tatsachenbehauptung. Für Wahrheits-
fragen aber ist der Staat nicht die entscheidende Instanz. Die 
Verhöhnung der Opfer dagegen wäre eine objektive Beleidi-
gung, die mit Recht nicht straffrei bliebe.

Der Völkermord an den Juden in Europa ist seit den sieb-
ziger Jahren in eine quasi sakrale Ebene erhoben worden. 
Manche, zum Beispiel der ehemalige Außenminister Joschka 
Fischer, wollen in ihm den „Gründungsmythos“ der Bundes-
republik Deutschland sehen - gegen alle Vernunft übrigens. 
Denn im Unterschied zum Tod Jesu wird diesem Mord keiner-
lei Erlösungscharakter zugeschrieben. Ein pures Verbrechen 
als Gründungsmythos eines Staates, das kann nicht gutgehen.

Es ist eine bisher offene Frage, wie der säkulare Staat mit 
den Voraussetzungen umgehen soll, ohne die er nicht leben 
kann, die er doch nach dem bekannten Böckenförde-Diktum 
auch nicht garantieren kann. Muss er sie, gegebenenfalls 
gegen besseres Wissen, ignorieren? Oder kann und sollte er 
sie pflegen, fördern und privilegieren? Also vor allem die Re-
ligion, und zwar speziell die christliche Religion, die zu den 
wichtigsten Wurzeln unserer Zivilisation gehört. Das Grund-
gesetz setzt sich sogar in ein direkt affirmatives Verhältnis 
zum Gottesglauben, wenn es von der Verantwortung der 
Gründungsväter vor Gott spricht. Und die Verfassung von 
Nordrhein-Westfalen erklärt „Ehrfurcht vor Gott“ zu einem 
der obligatorischen Erziehungsziele der Schulen. Dennoch be-
schränkt sich die Religionsgesetzgebung aus guten Gründen 
auf den Schutz der Gefühle der Gläubigen, nicht auf den Ge-
genstand dieser Gefühle.
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«Die Kirche ist der Ansicht, dass das grosse Unglück unserer 
Zeit auf den Verlust jedes religiösen Empfindens bei den Men-
schen zurückzuführen ist und dass sie die Verachtung ihrer 
Geistlichen ungerechtfertigterweise auf Gott übertragen, 
so dass Zügellosigkeit, Flucherei, Blasphemie und Gottlosig-
keit mittlerweise alltägliche Verbrechen sind, die öffentlich 
und ungestraft begangen werden.» Mit dieser Zeitdiagnose  
forderte eine Delegation von Prälaten Anna von Österreich, 
Regentin von Frankreich, im April 1646 auf, mit harten Stra-
fen gegen die Schändung des wahren katholischen Glaubens 
vorzugehen. Der Aufruf der Kleriker, die weltliche Obrigkeit 
müsse Gottes Ehre mit dem Strafrecht schützen, spiegelt lan-
ge, konfliktreiche Kontroversen über Gotteslästerung.

Gerungen wurde zunächst um Kompetenzen: Sind für den 
Kampf gegen die Blasphemie primär kirchliche Autoritäten 
oder aber die Inhaber weltlicher Gewalt zuständig? Juristen 
und Theologen kämpften zudem um die Definitionsmacht. Die 
Theologen erhoben den Anspruch, dass allein sie zur wahren 
Einsicht in die Ehre Gottes und deren Verletzung imstande 
seien. Die Juristen wandten dagegen ein, dass nur sie über 
die professionelle Kompetenz verfügten, Straftatbestände 
zu definieren. Man muss die lange Dauer des europäischen 
Blasphemie-Diskurses in den Blick nehmen, um die aktuelle, 
von Martin Mosebach und Robert Spaemann sowie einigen 
katholischen Bischöfen erhobene Forderung nach einer Ver-
schärfung des Gotteslästerungsparagrafen deuten zu können.

Blasphemie ist alles andere als ein klar definiertes Delikt. 
Im römischen Recht ging es nicht um die Leugnung oder Ent-
ehrung der Götter, sondern primär um die damit verbundene 
Gefährdung der staatlichen Ordnung. So wurden die frühen 
Christen als Gotteslästerer verfolgt, drohten sie doch die 
überkommene religiöse wie politische Ordnung zu unter-
minieren. Als das Christentum zur Staatsreligion geworden 
war, machte man den Nichtchristen wegen Gotteslästerung 
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den Prozess. Kaiser Justinian setzte 538 die Todesstrafe für 
Gotteslästerer durch, «damit nicht aufgrund der Verachtung 
derartiger Menschen Stadt und Staat durch solch frevelhafte 
Akte Schaden leiden».

Dem lag das überlieferte Konzept des sogenannten Tun-
Ergehen-Zusammenhangs zugrunde: Ein in seiner Ehre ge-
kränkter Gott werde die Menschen für die ihm zugefügte  
Beleidigung strafen. Sein Zorn gelte nicht allein dem einzel-
nen Missetäter, sondern der Gemeinschaft, die die Entehrung 
des Heiligen zugelassen habe. Plagen wie Erdbeben, Hungers-
nöte, Seuchen und Kriege galten als Strafen des zürnenden 
Gottes. Nicht eigentlich die Ehre Gottes war also das ge-
schützte Rechtsgut, sondern die menschliche Gemeinschaft, 
die vor dem Zorn Gottes zu schützen war. So bestrafte man 
Gotteslästerer besonders hart: durch Herausreissen der Zun-
ge, sonstige Verstümmelung oder den Tod.

Seit den reformatorischen Bewegungen des 16. Jahr-
hunderts bezeichneten sich die Christen konkurrierender  
Konfessionskirchen wechselseitig als Gotteslästerer. Dies pro-
vozierte neue theologische wie juristische Debatten über den 
Blasphemiebegriff. In fast allen europäischen Rechtsordnun-
gen wurde um der Disziplinierung der Untertanen willen der 
Tatbestand ab Ende des 16. Jahrhunderts vielfältig ausgewei-
tet. Nun galten auch die gelehrte Kritik bestimmter kirchlicher 
Dogmen, die Polemik gegen den sündhaften Lebenswandel 
der Kleriker oder der Fluch aufs Sakrament als strafwürdiger 
Angriff auf Gottes Ehre.

Die damit verbundene Steigerung der Fallzahlen provozier-
te im philosophischen wie theologischen Diskurs seit 1750 
vielfältige Kritik. Aufklärungsnahe Theologen lehnten den 
«Zorn Gottes» als eine falsche, weil vermenschlichende Vor-
stellung des Höchsten ab. Gott bedürfe schon deshalb keines 
strafrechtlichen Ehrenschutzes, weil ein endliches Geschöpf 
ihn in seiner unbedingten Souveränität gar nicht beleidigen 
könne. In einem von Kant inspirierten «Handwörterbuch der 
philosophischen Wissenschaften» heisst es 1827: «Gottes 
Ehre kann von den Menschen gar nicht verletzt werden.» Ist 
Gotteslästerung theologisch nicht denkbar, kann man sie auch 
nicht bestrafen.

Daraufhin entdeckten einige Juristen, dass Gottesläste-
rung aber die religiösen Gefühle der Frommen verletze. Seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts finden sich in vielen europäi-
schen Staaten gesetzliche Bestimmungen gegen öffentliche 
Gotteskritik, wenn sie das friedliche Zusammenleben der 
Menschen bedrohe. Polemische Angriffe auf ein religiöses  
Bekenntnis oder eine Glaubensgemeinschaft wurden nun mit 
dem Argument, dass sie den «öffentlichen Frieden» störten, 
mit Sanktionen belegt. Avantgardistische Künstler, die auf 
Provokation setzten und Tabus brachen, konnten nun eben-
so angeklagt oder zensiert werden wie Gläubige, die Hetze  
gegen Andersdenkende oder Andersglaubende betrieben. 
Die Juristen brauchten dazu eine trennscharfe Definition des  
«öffentlichen Friedens». Er blieb jedoch eine vage, schillernde, 
fortwährend umstrittene Rechtsformel. Zudem kollidieren 
die Schutzrechte, die manche Fromme für ihre Glaubens-
gefühle staatlich garantiert sehen wollen, mit dem Recht  
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von Glaubenskritikern oder Andersgläubigen auf Meinungs-
freiheit.

In hierokratischen politischen Systemen, die die Staatsbür-
gerrechte an die Anerkennung eines bestimmten Bekenntnis-
ses zurückbinden, ist es nur konsequent, wenn der Staat die 
öffentliche Kritik dieses Glaubens zu unterbinden versucht. 
Dem liberalen Rechtsstaat aber ist dies verwehrt. Er bleibt 
um der Freiheit der vielen Verschiedenen willen auf strikte 
weltanschauliche Neutralität verpflichtet und will kein Wer-
te- oder Sittenstaat sein. Er respektiert das Innenleben seiner 
Bürger, deren Gesinnungen, Empfindungen und Gefühle, als 
eine seiner rechtlichen Steuerbarkeit entzogene autonome 
Sphäre. Durch sein Recht sorgt er allein dafür, dass die Frei-
heit des einen mit der des anderen zusammen bestehen kann.

Man kann darin eine Schwäche des liberalen Staates sehen. 
Aber es ist genau umgekehrt seine Stärke. Er anerkennt Gren-
zen seiner selbst und schützt sich so vor einer Überlastung, 
die immer nur die Einschränkung von Bürgerfreiheit zur Folge 
haben kann. Er tritt für elementare Persönlichkeitsrechte der 
Bürger ein, etwa in der Abwehr von Diskriminierungen, Ehr-
verletzungen und Beleidigungen oder positiv im Schutz von 
Urheberrechten, kann aber den zumeist komplexen, oft auch 
widersprüchlichen Gefühlshaushalt von Menschen nicht unter 
Rechtsschutz stellen. – Einige Zeitgenossen fühlen sich schon 
bei nichtigsten Anlässen beleidigt.

Ein Theologe vermag nachzuvollziehen, dass sich manche 
Gläubige tief verletzt fühlen, wenn das für sie Heilige von an-
deren der Lächerlichkeit preisgegeben oder in den Schmutz 
gezogen wird. In Sachen Religion ist das Klima in vielen euro-
päischen Gesellschaften rauer, unduldsamer geworden. Dafür 
dürften teils manche religiöse Akteure mit ihren aggressiven 
Machtansprüchen, teils minder aufgeklärte Glaubensgegner 
mit ihrem neuen Dogmatismus verantwortlich sein. Der libe-
rale Staat kann hier nicht Partei ergreifen. Er überforderte 
sich, schriebe er sich Schutzpflichten für religiöse Gefühle 
welcher Art auch immer zu. Dies ergibt sich schon aus der 
konfliktreichen Vielfalt unterschiedlicher Glaubensweisen: 
Was dem einen heilig, ist der anderen nur fremder Irrglaube. 
Emotionen sind individuell und innerlich. Sowenig der Staat 
mit Rechtsmitteln gute Manieren, besseren Geschmack und 
gesteigerte ästhetische Sensibilität erzwingen kann, so wenig 
kann er Glaubensgefühle schützen. Ernst genommener reli-
giöser Glaube ist nun einmal das Innerlichste, Eigenste eines 
Individuums. Der Staat kann, anders als Gott, dem Menschen 
nichts ins Herz schauen. Darin liegt eine Grenze, die er gerade 
um der gleichen Freiheit der Bürger willen zu akzeptieren hat.

Recht kann Glaubensgefühle ebenso wenig schützen wie 
etwa ästhetische Emotionen. Es kann den Bürger nicht da-
vor bewahren, dass manche Zeitgenossen durch Kleidung, 
Schmuck, Piercings oder Tattoos den feinen ästhetischen 
Sinn jeweils anderer beleidigen. Wollte er es, würde er zum 
Sittenstaat, der nur die besonderen Geschmacksnormen der 
einen zum Gesetz für alle zu machen versuchte – in Verletzung 
der Freiheit derer, die aus ihrem allgemeinen Persönlichkeits-
recht ableiten, sich demonstrativ ganz anders als andere zu 
inszenieren. Zur Autonomie der Kunst gehört auch die Freiheit 

zum Peinlichen, Hässlichen. Analog schliesst es die Autonomie 
des Religiösen ein, dass auch ganz Widersinniges, Verrücktes 
als heilig verehrt werden kann. Wollte der liberale Staat die 
damit verknüpften Emotionen als Persönlichkeitsrecht schüt-
zen, müsste er für bestimmte religiöse Gefühlsgehalte Partei 
ergreifen oder zwischen guter und weniger guter Religion  
unterscheiden – gegen die ihm gebotene Neutralitätspflicht.

Man kann hoffen und sollte dafür eintreten, dass in der  
Gesellschaft pluralitätsdienliche Bürgertugenden wie  
Respekt, Takt, Höflichkeit, Zivilcourage, Empathie und  
Gesprächsbereitschaft gepflegt werden. Aber der Staat kann 
solche Tugend nicht erzwingen. Debatten über den diffusen 
und theologisch sinnlosen Begriff der Blasphemie führen 
nicht weiter. Geboten ist Streit über das Staatsverständnis. 
Der liberale Staat bedarf der Loyalität seiner Bürger. Aber er 
kann und darf sie nicht erzwingen. Wenn manche Bürger ihm 
aus Gründen ihres Glaubens Anerkennung verweigern, kann 
er auch das gelassen ertragen – solange sie nicht generell die 
Bereitschaft zum Rechtsgehorsam in Frage stellen.



2524

Der Schriftsteller Martin Mosebach hat uns in den vergan-
genen Jahren schon aus manchem dogmatischen Schlummer  
geweckt, indem er zeigte, wie bestimmte bequeme Denk-
Selbstverständlichkeiten auch genau andersherum gedacht 
werden können. Jede Gegenwart neigt zur Zufriedenheit mit 
den eigenen Überzeugungen und braucht von Zeit zu Zeit den 
mephistophelischen Stachel im Fleisch. Die Gefahr ist aller-
dings, dass das Rollenfach des Stachels zur pfauenhaften Rou-
tine wird.

Martin Mosebach hat vergangene Woche einen Artikel in 
der Berliner Zeitung veröffentlicht, in dem er darlegt, warum 
es der deutschen Gesellschaft insgesamt besser täte, wenn in 
ihr Blasphemie wieder unter Strafe gestellt wäre. Es ist das 
Genre der steilen These. Wer mit einer solchen in den Ring 
steigt, denkt sich vermutlich: »Die werden Augen machen, wie 
ich das durchfechte!«

Sagen wir es so: Um seinen Punkt zu machen, muss Mose-
bach, dieser wunderbare Schriftsteller und glänzende Essay-
ist, diesmal Sätze sagen, die von ihm zu hören uns schmerzt. 
Mosebach ist genervt von den Versuchen mediokrer Künstler, 
durch eine kalkulierte Blasphemie Aufmerksamkeit für ihre 
Sache zu gewinnen. Ja, diese Masche gibt es, aber sie ist von 
solch intellektuell-künstlerischer Selbstlächerlichkeit, dass 
man ihr angemessener durch Ignoranz als durch Strafparagra-
fen begegnet.

Mosebach trägt im Wesentlichen drei Argumente vor.  
Erstens: Die Präambel des Grundgesetzes berufe sich auf 
Gott, deshalb habe die staatliche Ordnung ein Interesse daran, 
die religiös-ethischen Voraussetzungen ihrer Werteordnung 
nicht durch Schmähung ausgehöhlt zu sehen. Zweitens: An-
ders als das rückgratlos gewordene Christentum gebe es eine 
andere Religion, den Islam, der in Sachen Blasphemie »keinen 
Spaß versteht«. Schon diese Formulierung, die auf den klamm-
heimlichen Schauder ihrer gewaltsamen Mehrdeutigkeit 
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setzt, macht traurig und lässt einen denken: Im Zweifel lieber  
Spaßgesellschaft als Zensor! Je stärker, sagt Mosebach weiter, 
der Islam in Deutschland werde, desto notwendiger sei es für 
den Staat, im Interesse der öffentlichen Ordnung blasphemi-
sche Akte zu verhindern. Drittens: Zensur habe noch keinem 
wahrhaft freisinnigen Geist geschadet. Der Künstler, der es 
ernst meine, lasse sich durch die juristischen Folgen nicht ab-
schrecken. »Ein Satz«, zitiert Mosebach Karl Kraus, »den der 
Zensor versteht, wird zu Recht verboten.«

Alle drei Argumente wirken instrumentell und taktisch: 
Ausgerechnet Mosebach, dem wir glänzende Relativierungen 
der weltlichen Ordnung (die heiligen Kühe Indiens bringen in 
seinem Roman Das Beben die westliche Fernsehdemokratie 
durcheinander) verdanken, sorgt sich um das Grundgesetz? 
Ausgerechnet die fundamentalistische Seite des Islams soll 
dafür herhalten, einen Blasphemieparagrafen zu begründen? 
Und dass dann in einem Aufwasch die Gottesfurcht und das  
ästhetische Raffinement gestärkt werden sollen, hat etwas 
verspielt Zynisches. In einer solchen Welt dürfte sich der Zen-
sor auf Gartenpartys als Schutzpatron der Künste spreizen.

Er könne, schreibt Mosebach, sich nicht empören, wenn in 
ihrem Glauben beleidigte Muslime blasphemischen Künstlern 
»einen gewaltigen Schrecken einjagen«. Mosebach streitet 
wider die Beliebigkeit. Aber es nimmt einen augenblicklich 
für den postmodernen Relativismus ein, wenn man die Werk-
zeuge, die es zu dessen Bekämpfung bedürfte, so unmissver-
ständlich vor Augen geführt bekommt. Denn der »gewaltige 
Schrecken« – das ist die Fatwa gegen Salman Rushdie, die 
seinem japanischen Übersetzer das Leben gekostet hat. Wa-
rum schreibt Mosebach mit solcher Wonne diesen gemeinen 
Satz? Er, der in seiner bedeutenden Büchnerpreis-Rede vor 
der Schreckenslogik eines Saint-Just gewarnt hatte? Will er 
nach den Weihen des Büchnerpreises mit allen Mitteln sicher-
stellen, dass der Mainstream (dieser wohlfeile Gegner und 
Pappkamerad, den sich jeder zurechtbiegen kann) ihn nicht er-
trägt? Er ist jetzt selbst ein kalkuliert blasphemischer Künstler, 
der der freiheitlich-liberalen Gesellschaft wehtun will.

Frömmigkeit als Demut, sich in die Hand eines Höheren zu 
begeben, verdient zartesten Respekt. Ein Blasphemieparagraf 
schützt aber nicht Frömmigkeit, sondern Bigotterie. Ehrfurcht 
ist individueller Seelenadel, kein Rechtsinstitut. Horribel ist 
die Vorstellung einer Instanz, die darüber entschiede, wann 
exakt und rechtskräftig die Grenze zur Blasphemie bei einem 
Kunstwerk überschritten sei. Wir wollen uns auch künftig lie-
ber aus freien Stücken, mit eigener Urteilskraft von hässlichen 
Schmähungen abwenden.



2726

Martin Mosebach hat einen klärenden Beitrag zum Status des 
religiösen Bekenntnisses in einer säkularen und zugleich an 
vielen Punkten sakraler werdenden Weltgesellschaft gelie-
fert. Darin wird der je eigene Glauben relativer, stößt er doch 
auf andere Bekenntnisse, die er nolens volens tolerieren 
muss, und wichtiger zugleich. Denn genau diese Konkurrenz 
führt zu der Neigung, den eigenen Glauben umso absoluter 
zu behaupten und gegen tatsächliche oder vermeintliche 
Schmähung in Schutz nehmen zu lassen. 

Die Kunst, die einmal aus religiösen Sphären kam, steht 
hier wie die Wissenschaft im berechtigten Verdacht, eine An-
tipodin des Heiligen zu sein. Beide siedeln genuin im Raum 
der Skepsis, der Kritik und, tendenziell, der Obszönität und 
Blasphemie: ni Dieu, ni mâitre.

Sympathisch ist, wie Mosebach den Anspruch des Künst-
lers an sich selbst beschreibt – sich jeder gratismutigen Be-
schimpfung zu enthalten, wie man sie bei vielen läppischen 
Provokationen auf Bühnen und in Museen betrachten kann, 
und sich nicht, wenn es ernst wird mit der gewollten Belei-
digung, selbst beleidigt zurückzuziehen: „Der Künstler, der 
in sich den Ruf fühlt, eine gesellschaftliche Konvention, den 
Glauben derjenigen, für die Gott anwesend ist oder auch ein 
Gesetz für seine Kunst verletzen zu müssen, der ist ... dazu 
verpflichtet, diesem Ruf zu folgen. Die daraus entstehenden 
Unkosten wird er generös begleichen, auch wenn sie seine 
Existenz gefährden.“

Schwierig wird diese Positionsbestimmung des Künstlers, 
wenn er sie normativ wendet, als sei die Übernahme von 
(im übertragenen Sinne) Lebensgefahr konstitutiv für eine 
künstlerische Existenz schlechthin. Es war interessant, dass 
bei der Debatte im Kulturwissenschaftlichen Institut (wo  
Mosebach seine Thesen vortrug), sein agnostischer Kontrahent, 
der Dramaturg Carl Hegemann ganz nahe bei dem  katholi-
schen Schriftsteller war: Kunst muss riskant sein und darf die 
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grundgesetzlich geschützte Kunstfreiheit nicht wie einen  
Schwimmreifen ins Haifischbecken mitnehmen. 

Aber daraus zu folgern, die Einschränkung der künstle-
rischen Freiheit täte der Kunst per se gut, wäre frivol. Die  
Stücke, die Vaclav Havel als „Dissident“ zum Teil im Gefäng-
nis geschrieben hat, mögen besser gewesen sein als jene nach 
dem Erfolg der samtenen Revolution. Aber hätte er den Bür-
geraufstand deswegen etwa nicht anzetteln sollen?

Gar nicht folgen mag ich Mosebach bei den Konsequenzen, 
die er aus dieser Kunst-Religion ableitet. Oder eben nicht 
zieht. Man stelle sich nur vor, dem iranischen Rapper Shahin 
Najafi, gegen den gerade ein Großayatollah eine Todesfatwa 
ausgestoßen hat, würden wir raten, die radikale Gefährdung 
seiner Existenz hinzunehmen und die möglichen Unkosten, 
seine Ermordung, „generös“ zu begleichen. Oder man würde 
Salman Rushdie sagen, er hätte sich nicht so anstellen sollen, 
als er wie seine Verleger und Übersetzer von einer Mordma-
schine aus dem Iran verfolgt wurde.

Natürlich deckt Mosebach keine solchen Todesdrohungen. 
Aber seine heroische Position wird zur Pose, wenn sie keine 
politisch-rechtlichen Konsequenzen haben soll, oder zur reak-
tionären Politik, wenn nun allseits die Stärkung des Blasphe-
mieverbots in multireligiösen Gesellschaften gefordert wird. 
Diesbezüglich mag sich der juristisch geschulte Autor übrigens 
nicht so recht entscheiden: Zunächst hält er es für die Pflicht 
des deutschen Staates, „jenen Gott, auf dessen Geboten 
er seine sittliche Ordnung aufbauen will, vor Schmähung zu 
bewahren, die dieser sittlichen Ordnung auf Dauer den Res-
pekt entziehen würde.“ Die Bundesrepublik Deutschland hat 
ihre Ordnung aber nicht auf einen christlichen Gott bezo-
gen, selbst wenn Passagen des Grundgesetzes erkennbar in 
christlicher Tradition formuliert worden sind. Zwar zieht unser 
Gemeinwesen, wie der immer wieder herangezogene Verfas-
sungsrichter Ernst Wolfgang Böckenförde missdeutet wird, 
Kraft aus Voraussetzungen, die Staat und Grundgesetz selbst 
nicht geschaffen haben, aber diese sind eben nicht in einer 
christlichen Leitkultur zu kondensieren. Die Gottesformel in 
modernen Verfassungen bezieht sich definitiv nicht auf einen 
bestimmten Gott, und wenn die Urheber des Grundgesetzes 
von Gott geredet haben, ist aus die invocatio Dei nachträg-
lich keinerlei Schutz- und Förderpflicht für das Christentum zu 
konstruieren. Moderne Gesellschaften müssen ihre religiösen 
Wurzeln latent und implizit halten, und der säkulare Staat der 
Bundesrepublik hat sich in einer demokratischen politischen 
Kultur sehr wohl seine eigenen Voraussetzungen geschaffen.

Weil wir also, wie Mosebach leicht resigniert anerkennen 
muss, keine christlich begründete Staatsordnung haben, zieht 
er die Muslime heran, die in der Tat Musik ins Blasphemiege-
schäft gebracht haben. Sie (und in ihrem Windschatten auch 
alle anderen Religionsgemeinschaften) gehörten geschützt, 
wenn „eine größere Gruppe von Gläubigen sich durch die Blas-
phemie in ihren religiösen Überzeugungen so verletzt fühlt, 
dass ihre Empörung zu einem öffentlichen Problem wird.“ Er 
vergisst zu erwähnen, dass dies mit § 166 des Strafgesetzbu-
ches längst der Fall ist – was die Sache nicht einfacher macht. 
Zum Problem der öffentlichen Sicherheit sind im Fall Rushdie 
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und letztlich allen (zum Teil läppischen) Reinszenierungen 
nicht verletzte Überzeugungen geworden, sondern zum ei-
nen die Mordkommandos, die politische Funktionäre namens 
religiöser Gemeinschaften gegen Spötter und Kritiker mobili-
siert haben, zum anderen die gewalttätigen Proteste, die sie  
willentlich vor Botschaften und auf den Straßen und Plätzen 
in den Diasporastädten ausgelöst haben. 

Der Staat hat überhaupt keine Möglichkeit, sich schützend 
vor Überzeugungen zu stellen, denn er kann und darf bitte 
nicht definieren, was daran (richtig) religiös ist. Was er tun 
kann (und zu wenig tut), ist, sich schützend vor Personen zu 
stellen, darunter nicht wenige tief religiöse Menschen, denen 
einflussreiche Gruppen zur Bekämpfung einer Häresie oder 
Gotteslästerung den Mob auf den Hals hetzen. Oder die von 
den einzelkämpferischen Breiviks dieser Welt bedroht sind 
oder in Blogs gemobbt werden.

Näher bei Mosebach ist man wieder, wenn man die Frage 
stellt, ob gotteslästerliche und religionsbeleidigende Reden, 
die grundsätzlich sein dürfen, auch sein müssen. Das probate 
Beispiel dafür waren die „Mohamed-Karikaturen“. Diese waren 
nicht nur eine Geschmacksverletzung, die in ihrem Glauben 
gefestigte Muslime souverän durch Nicht-Beachtung strafen, 
sondern auch ein Akt populistischer Unruhestiftung, ein Zün-
deln am multireligiösen Pulverfass. Die Lage in der Diaspora 
ist doch so, dass viele Muslime weder in ihrem Glauben noch 
in ihrer personalen und kollektiven Identität gefestigt sind und 
erwartbar nervös werden, und dass auf der anderen Seite der 
Barrikade eine entchristlichte, vom Phantomschmerz befallene 
säkulare Gesellschaft an diesen scheinbar starken Manifesta-
tionen von Gläubigkeit Anstoß nimmt und Rache übt. 

Der Staat würde mit jeder Verschärfung des Blasphemiever-
bots Öl ins Feuer gießen. Hilfreicher ist eine zivilgesellschaft-
liche Debatte (wie diese). Im Fall jener Karikaturen besagt 
eine Position, die sich auf einen wohl nie von ihm getätigten 
Ausspruch Voltaires bezieht: Man muss sie nicht schätzen, 
mag aber doch alles daran setzen, dass sie trotz ihrer durch-
aus zweifelhaften satirischen Qualität gedruckt oder im Netz 
erscheinen. Und wenn ihretwegen Zeitungen oder Botschaf-
ten attackiert werden, muss man erst recht dafür sorgen. 
Hier in einer klammheimlichen oder offenen Wiederkehr der 
Blasphemie nach dem Strafrecht zu rufen, wäre eine fatale  
Entwicklung, die zur inneren Zensur oder zu offenen Unter-
drückung der in Artikel 19 dargelegten Meinungsfreiheit  
führen kann.

Meine modifizierte Position lautet also: Man darf alles sagen, 
was unterhalb der Gewaltschwelle angesiedelt ist, aber man 
muss es nicht. Man wählt seine Worte nicht nach Gesetzes-
lage (und spricht also alles aus, was nach lokaler Rechtslage 
erlaubt ist), sondern alle Beteiligten fragen sich, was im Sinne 
guten Zusammenlebens geboten und verträglich ist. Damit 
sollen nicht Scheren im Kopf aufgerichtet, auch nicht Kultu-
ren, Religionen und Ethnien unter Natur- oder Denkmalschutz 
gestellt werden, auch wird nicht den Funktionären religiöser 
Gemeinden und ethnischer Gruppen erlaubt, für ihre Klientel 
Denk- und Publikationsverbote zu verhängen. Es werden aber 
Etiketten (online : Netiketten) angeboten und somit freiwillige 

Selbstregulierungen des prinzipiell freien Meinungsaustau-
sches vorgeschlagen.

Das zu schützende Gut ist hier nicht nur die Meinungsfreiheit 
des jeweiligen Sprechers, dem man nicht den Mund verbieten 
darf, und die Freiheit eines politischen Gemeinwesens, in dem 
so weit wie nur eben möglich Meinungsfreiheit herrscht, auch 
nicht der „Ehrenschutz“ einer womöglich beleidigten, herab-
gewürdigten oder bedrohten Person und Gruppe. Oberstes 
Gut wäre die Inklusion eines kulturell und religiös vielfältigen, 
womöglich auch zerklüfteten und gespaltenen Gemeinwe-
sens, das heißt aber heute: der Normalform nationaler Gesell-
schaften und des transnationalen Diskurses. Man kann, nicht 
nur auf diesem Gebiet, auf alle „Optionen“ verzichten, die 
zwar die eigene Meinungsfreiheit ausleben, aber es zugleich 
am Respekt und der Anerkennung der Überzeugungen und 
Gefühle anderer empfindlich mangeln lässt.

Der Grund, warum wir diese Diskussion führen müssen, ist, 
dass Meinungs-, Kunst- und Wissenschaftsfreiheit, die von 
nationaler Gesetzgebung geschützt (oder eingeschränkt) 
wird, durch Migration und Telekommunikation heute per se in 
einem transnationalen Kontext stehen, den Mosebach über-
sieht. Die freie Meinungsäußerung muss dann als interkultu-
relle Interaktion beschrieben und ausgearbeitet werden, in 
der Individuen untereinander, Individuen mit Kollektiven und 
Kollektive untereinander ständig problematische Sprechsi-
tuationen eingehen, die kein Gericht der Welt und erst recht 
kein Weltgericht durch Ge- und Verbote normiert, sondern die 
einzig durch soziale Konventionen flexibilisiert werden.
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Auf der Essener Tagung berichtete Timothy Garton Ash, dass 
bei seiner Vorstellung der 10 Prinzipien auf internationalen 
Foren, zum Beispiel in Indien, das 7. („We respect the believer 
but not necessarily the content of the belief “) das umstrit-
tenste war. Das ist wenig erstaunlich. In diesem Prinzip  
bündeln sich viele Probleme einer gleichzeitig globalisierten 
und kulturell pluralisierten Gesellschaft. Religiöse Gefühle 
lassen sich sehr leicht verletzen, da sie für viele Menschen 
an das Zentrum ihrer Existenz gehen, und das macht es der 
Intoleranz ziemlich leicht. Provokation ist einfach und billig 
und kann Mord und Totschlag auslösen. Für eine demokrati-
sche Gesellschaft, die auf Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit,  
Offenheit und Pluralismus setzt, ist das eine Herausforderung. 

Im staatlichen Strafrecht ist eine befriedigende Antwort 
kaum zu finden, weshalb die erneute Debatte über ein Blas-
phemieverbot, die ja nicht nur von Martin Mosebach ausgeht, 
auch nicht unbedingt der beste Zugang zum Problem ist.  
§ 166 StGB gewährt Gläubigen und ihren Organisationen einen 
Schutz gegen „Beschimpfung“, aber ein Blasphemieverbot ist 
das mit Recht nicht, auch wenn die Vorschrift historisch an die 
Stelle älterer Blasphemieverbote getreten ist. Blasphemie ist 
zunächst einmal in allen Religionen eine Sünde. Das Verbot 
richtet sich an die Gläubigen und im säkularen Staat wird es 
immer dann schwierig, wenn die Gläubigen nicht – mit Recht 

–fordern, nach ihrem Gewissen leben zu dürfen, sondern – mit 
sehr viel weniger Recht – die Einhaltung der Vorschriften ihrer 
Religion von den Nichtgläubigen fordern. Der säkulare Staat 
hat nach der Trennung von Kirche und Staat nicht die Aufgabe, 
Glaubenswahrheiten und religiöse Gebote zu verteidigen. Das 
wird deutlich, wenn man sich klar macht, dass die aus religiöser 
Sicht schlimmsten Sünden und kränkendsten Behauptungen 
von vorne herein straflos bleiben müssen: in einem Staat der 
Glaubens- und Weltanschauungsfreiheit garantiert, darf jeder 
die Existenz Gottes leugnen oder behaupten dass Jesus oder 
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Mohammed nie gelebt haben, und sagen, dass er den Glauben 
des anderen völlig falsch, abergläubisch, hinterwäldlerisch 
findet. In einem Staat, der sich mit einer bestimmten Religion 
identifiziert war und ist das anders. Da können solche Äuße-
rungen sehr teuer werden

Es ist daher konsequent, wenn Martin Mosebach, bevor er für 
ein Blasphemieverbot auch im säkularen Staat zum Schutz des 
öffentlichen Friedens wirbt, eine verfassungsfeste Christlich-
keit der Bundesrepublik behauptet. Damit steht er nicht allein. 
Dass solche Behauptungen immer populärer werden, verdan-
ken wir wahrscheinlich – wie die erneute Blasphemiedebatte – 
der religiösen Pluralisierung der Bundesrepublik. Solange 
wir in einer überwiegend aus Mitgliedern der christlichen 
Volkskirchen bestehenden Gesellschaft lebten, wurde der 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit des Grundgesetzes 
auch für Andersdenkende weiter Raum gegeben, seit in größe-
rem Maße Nichtchristen sich auf die Religionsfreiheit berufen, 
wird die Christlichkeit der Bundesrepublik entdeckt und ein 
Recht oder sogar eine Pflicht des Staates postuliert, das Chris-
tentum zu fördern. 

Die Aufwertung der Anrufung Gottes in der Eingangsformel 
des Grundgesetzes zu einem Bekenntnis zum Christentum ist 
dabei ein beliebtes Argument. Dass dabei nur der christliche 
Gott gemeint gewesen sein könne, ist historisch schon des-
halb unzutreffend, als viele Mitglieder des Parlamentarischen 
Rates, vielleicht sogar die Mehrheit, ganz weltlich dachte: die 
SPD brauchte damals noch keinen laizistischen Arbeitskreis, 
sie war im Kern laizistisch, und auch für die FDP lag die Recht-
fertigung einer zweiten bürgerlichen Partei in Konkurrenz zur 
CDU gerade im Antiklerikalismus. Carlo Schmid hat ein seinen 
Erinnerungen ausgeführt, an was alles man bei dieser Formel 
denken konnte, vom christlichen Gott bis zu einem allgemei-
nen Transzendenzbewusstsein („Der Mensch lebt nicht vom 
Brot allein“), das auch ein Marxist teilen kann: und natürlich 
stand es jedem Mitglied des Parlamentarischen Rates frei, sei-
ne eigene Verantwortung nur als solche „vor den Menschen“ 
zu verstehen. Die Grundlegung eines christlichen Staates ist 
die Formel nicht. 

Auch das Böckenförde-Zitat hat in diesem Zusammenhang 
eine erstaunliche Karriere gemacht: es wird regelmäßig auf 
den Kopf gestellt. Wenn Böckenförde sagt, dass der Staat 
von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht garantieren 
kann, und damit auch das Christentum meint (das wäre lan-
ge Diskussionen wert), dann bedeutet „nicht kann“ unter dem 
Grundgesetz genau genommen „nicht darf.“ Die Verwendung 
des Zitats, bei Mosebach und Spaemann wie in hunderten von 
Sonntagsreden klingt aber anders: weil Böckenförde richtig 
sagt, dass der Staat christliche Wurzeln braucht, soll der Staat 
sie - entgegen dem Zitat - eben doch garantieren. 

In einem Staat, der nicht zur Verteidigung von Glaubens-
wahrheiten aufgerufen ist, kann es aber kein Blasphemiever-
bot geben. 

Anders als um Glaubenswahrheiten muss der Staat um ein 
friedliches Zusammenleben besorgt sein. Dem dient im An-
satz das Verbot der „Beschimpfung“ in § 166 StGB, nur wirft 
die Vorschrift mehr Probleme auf, als sie löst, und wird mit 
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Recht zurückhaltend gehandhabt. Da jede, auch scharfe  
Religionskritik, aber auch die Auseinandersetzung mit Re-
ligion, religiösen Texten und religiösen Traditionen in Kunst 
und Medien erlaubt ist, wird der Begriff der „Beschimpfung“  
zutreffend eng ausgelegt und Gleiches gilt für die Eignung 
zur Störung des öffentlichen Friedens. Entgegen einem ver-
breiteten, auch in dieser Diskussion wiederholten Klischee  
bevorzugt die Vorschrift in der Praxis auch nicht Muslime, weil 
die Beleidigung ihrer Religion schneller geeignet wäre, den 
öffentlichen Frieden zu stören als die der geduldigen Chris-
ten. Da nicht allein das subjektive Gefühl des Gläubigen die 
Strafvorschrift mobilisieren kann, stellt die Rechtsprechung 
auf das „Urteil eines unbefangenen und auf religiöse Tole-
ranz bedachten Dritten“ ab, und in diese Formel können sehr 
leicht Mehrheitsvorstellungen darüber, was die Minderheit zu 
dulden hat, eingehen. Jedenfalls wurde in der Auseinander-
setzung um die Mohammed-Karikaturen soweit ersichtlich 
kein Staatsanwalt tätig, sondern die Muslime in Deutschland 
wurden von Politik und Medien darüber belehrt, dass sie 
das Bild ihres Propheten mit einer Bombe im Turban in einer  
offenen Gesellschaft der Meinungs- und Kunstfreiheit ertra-
gen müssen (obwohl dies für einen Muslim wohl doch verlet-
zender ist, als die Peinlichkeiten und Geschmacklosigkeiten, 
die in der Praxis im Hinblick auf das Christentum zur seltenen – 
in der Regel milden –Bestrafung nach § 166 StGB führen.)  
Womit das Problem des § 166 StGB bezeichnet wäre: auch in 
dieser zurückgenommenen und im säkularen Staat im Prin-
zip zulässigen Form, mit dem öffentlichen Frieden statt der 
Religion als Schutzgut, müssen staatliche Gerichte ein Urteil 
über mehr oder weniger schützenswerte religiöse Gefühle  
fällen. Und Minderheiten, deren Schutz besonders wichtig 
wäre, kommen dabei leicht zu kurz. Es spricht daher mehr für 
die Streichung von § 166 StGB als seinen Ausbau zu einem 
Blasphemieverbot.

Schutzlos sind Gläubige damit nicht. Die wirklich schlimmen 
Angriffe auf das friedliche Zusammenleben („Volksverhet-
zung“) sind in § 130 StGB auch zugunsten religiöser Gruppen 
unter Strafe gestellt, und auch Gläubige stehen im Schutz 
von Ehren- und Persönlichkeitsrecht. Auch dabei entstehen 
Probleme im Verhältnis zu Meinungs- und Kunstfreiheit, aber  
diese lassen sich ohne religionsspezifisches Sonderrecht  
bewältigen. Die Titanic Darstellung des Papstes als inkon-
tinenten Greis, die Anlass für die Forderung eines Bischofs 
nach Einführung eines Blasphemieverbots war, ist mit der 
Abwägung von Pressefreiheit und Persönlichkeitsrecht zu  
lösen, wie es das LG Hamburg - und zwar zugunsten des Paps-
tes - auch getan hat. Wenn die Kirche auf eine Fortsetzung des  
Prozesses verzichtete, dann wohl nicht, weil sie ein Niederla-
ge in den nächsten Instanzen zu befürchten hatte, sondern aus 
Klugheit. Solche Prozesse richten für den Verletzten häufig 
mehr Schaden als Nutzen an. Auch deshalb ist der Rechtsweg 
nicht der beste Weg, religiöse Überzeugungen zu verteidigen. 

Es könnte der Wert der von Timothy Gordon Ash vorge-
legten 10 Prinzipien sein, jenseits von Strafvorschriften und 
staatlicher Zensur einen Ausgleich zwischen religiösen Über-
zeugungen und Meinungsfreiheit zu fördern. Der „Respekt vor 

dem Gläubigen“ muss dann allerdings gerade auch ein Res-
pekt vor ihm als Gläubigen sein. Das bedeutet keinen Respekt 
vor Glaubensinhalten, wohl aber ein Bewusstsein dafür, wie 
zentral für viele Menschen ihr Glauben ist und welche Verlet-
zungen möglich sind, die man vermeiden sollte.

Und genau hier liegt im Augenblick vielleicht das größte 
Problem im friedlichen Zusammenleben von Mehrheit und 
religiösen Minderheiten in der Bundesrepublik. Die Beschnei-
dungsdebatte hat das Unverständnis für deren Religiosität 
erneut dokumentiert. Dafür ist nicht nur Säkularismus verant-
wortlich. Für den Antinomismus, der seit Paulus vor allem im 
Protestantismus ein wichtiger Bestandteil christlichen Selbst-
verständnisses ist, ist es schwer zu verstehen, in welchem 
Umfang für gesetzesgeprägte Religionen, für die die Einhal-
tung der Gebote im täglichen Leben eine wichtige Form des 
Gottesdienstes ist, wie im Islam aber sogar noch stärker im 
Judentum Speisegebote oder Bekleidungsvorschriften aber 
erst Recht ein Ritual wie die Beschneidung an den Kern der 
Existenz gehen. Das führt zu so verletzenden Debatten, wie 
wir sie zuletzt zur Beschneidung erlebt haben, und zwar nicht 
nur auf unsäglichen muslimophoben Websites, sondern auch 
im Mainstream der Gesellschaft. Ein Blasphemieverbot hilft 
hier nichts, wohl aber das beständige Werben für mehr Ver-
ständnis für die religiösen Gefühle von (Anders-)Gläubigen im 
öffentlichen Diskurs einer säkularisierten Gesellschaft.
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